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Liebe Leserinnen! 

Liebe Leser! 

KURZUM. 
 

 

 

Sie halten den ersten 
Newsletter der neu gewählten 
SPD-Kreistagsfraktion in den 
Händen. Auf diesem Weg 
möchten wir Sie zukünftig über 
unsere politische Arbeit im 
Kreis Soest informieren. Die 
Arbeit der Kreistagsfraktion ist 
vielfältig, in 15 Fachausschüs-
sen und Arbeitskreisen erarbei-
ten wir Ideen und Anträge, um 
das Leben im Kreis für uns alle 
zu verbessern. Diese Ideen 
formulieren wir in Anträgen 
und diese stellen wir an den 
Kreistag, der darüber entschei-
det, was mit diesen Anträgen 
passiert. 
Eine weitere Herausforderung 
ist die Absprache mit den Frak-
tionen in den 14 Städten und 
Gemeinden unseres Kreises, 
hier gilt es viele Interessen zu 
berücksichtigen. Sollten Sie 
Anregungen, Fragen, Wünsche 
oder Diskussionsbedarf zu be-
stimmten Themen haben, 
schreiben Sie uns oder nehmen 
Sie Kontakt mit unserer Ge-
schäftsstelle auf.  

Herzlichst Ihr 

 

Christian Klespe 

Trinkwasserschutz ist nicht verhandelbar 
„Wir lehnen die von der 
schwarz-gelben Landesre-
gierung geplante Änderung 
des Landeswassergesetzes 
strikt ab“ so die gemeinsa-
me Haltung von Christian 
Klespe, Vorsitzender der 
SPD-Fraktion im Kreistag 
und Marlies Stotz, SPD-
Kreisvorsitzende und Land-
tagsabgeordnete. 
Die Landesregierung plant 
bekanntlich eine Novelle 
des Landeswassergesetzes. 
Unter anderem mit dem 
Ziel, das gesetzliche Verbot 
zur Gewinnung von Boden-
schätzen in Wasserschutz-
gebieten aufzuheben und in 
einer Landesverordnung im 
Einzelfall darüber zu ent-
scheiden. Ebenso soll die 10
-Meter-Grenze zum Gewäs-
serrandstreifen auf 5 Meter 
reduziert werden, was den 
Landwirten dann ermög-
licht bis zu 5 Meter an den 
Gewässerrand zu düngen 
und Pestizide auszubringen. 
Über die geplanten Ände-
rungen regt sich seit gerau-
mer Zeit landauf, landab 
Widerstand, da man  da-
durch eine massive  Aus- 

höhlung des Trinkwasser-

schutzes befürchtet. 

„Gerade auch bei uns im 

Kreis Soest wären wir von 

einer Streichung des gesetz-

lich verankerten Verbotes 

stark betroffen“, macht 

Christian Klespe deutlich 

und verweist auf das jahre-

lange Streitthema Trinkwas-

sergewinnung – Steinabbau. 

„Für uns ist der Trinkwasser-

schutz nicht verhandelbar, 

schließlich ist Trinkwasser 

das Lebensmittel Nummer 

1,“ so Marlies Stotz. 

Enttäuscht zeigen sich die 

heimischen Politiker deshalb 

auch über die aktuelle Ant-

wort von Landesumweltmi-

nisterin Ursula Heinen-

Esser, die über den Kreis 

Soest gebeten worden war, 

die Beweggründe für die 

geplante Streichung des § 

35 a des Landeswasserge-

setzes darzulegen. Wörtlich 

heißt es in der Antwort der 

Umweltministerin: „Das   

gesetzliche Bodenschatzge-

winnungsverbot soll gestri-

chen werden. Damit wird die 

Bodenschatzgewinnung in 

Wasserschutzgebieten 

künftig ermöglicht“ Zitaten-

de.  

„Wir hatten uns erhofft, dass 

uns die Ministerin klar auf-

zeigt, warum diese um-

strittene Streichung erfolgen 

soll. Leider enthält die Ant-

wort keinen Hinweis auf die 

Gründe, so dass wir nur spe-

kulieren können. Offenbar 

sollen damit insbesondere 

die Interessen der Stein- und 

Kiesindustrie sowie der 

Landwirtschaft mehr Ge-

wicht bekommen“, sehen 

die Sozialdemokraten den 

uneingeschränkten Trink-

wasserschutz gefährdet, 

„denn eine klare gesetzliche 

Regelung, wie sie derzeit 

besteht, gibt allemal mehr 

Rechtssicherheit als eine 

Landesverordnung.“  

Weiter auf Seite 3 
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Corona Pandemie bestimmt Politik 

Die SPD Südwestfalen unter-

stützt südwestfälische Initia-

tive zur Anbindung an das 

internationale Wasserstoff-

netz. Der Aufbau einer Was-

serstoffinfrastruktur für Süd-

westfalen muss jetzt kom-

men! 

Dazu wird die SPD einen 

südwestfälischen Wasser-

stoffgipfel in die Wege lei-

ten. Die Südwestfälische 

Industrie- und Handelskam-

mer SIHK ruft Unternehmen 

in Südwestfalen zurzeit dazu 

auf, an der Bedarfsabfrage 

für den Netzentwicklungs-

plan der Fernleitungsnetz-

Betreiber (FNB) teilzuneh-

men. Gleichzeitig hat die 

SIHK an die Politik appelliert, 

die Netzausbau-Pläne in 

Südwestfalen zu unterstüt-

zen. Die Wirtschaftsregion 

Südwestfalen ist die stärkste 

produzierende Region in 

NRW und dabei von Indust-

riebetrieben und Metallver-

arbeitung geprägt. Diese 

Sektoren sind sehr energie-

intensiv, weshalb die Verfüg-

barkeit von – mittelfristig 

grünem – Wasserstoff eine 

Schlüsselrolle spielt, um 

gleichzeitig die Klimaziele 

erreichen und die Produkti-

vität der Region erhalten zu 

können. Daher werden wir 

zeitnah zu einem Wasser-

stoffgipfel für Südwestfalen 

einladen und dort alle wich-

tigen Stakeholder zusam-

menbringen. 

SüdwestfalenSPD. 

 

Kreistagsmitglied Erwin 

Koch stellte den Rüthener 

Fraktionsmitgliedern die 

Baumaßnahme im Verlauf 

der K-45 vor. In diesem Jahr 

soll eine Grunderneuerung 

der K-45 zwischen Meiste 

und Hemmern und der OD-

Hemmern bis zur K-78 er-

folgen. Der Kreis Soest 

plant die Ausführung in  

den Sommerferien 2021. Im 

Haushalt sind für diese 

Maßnahme 870.000 € ein-

gestellt. Der Förderansatz 

beträgt 70%. 

RÜTHEN. 

Erneuerung K-45 

Seit mehr als einem Jahr 
steht die Corona Pandemie 
im Mittelpunkt unseres 
Lebens. Fast täglich gibt es 
neue Informationen und 
Erkenntnisse. Ob in Medien 
oder im Austausch mit Fa-
milie und Freund*innen – 
Corona ist allgegenwärtig 
und führt nicht selten auch 
zu Diskussionen und unter-
schiedlichen Konflikten. 
Viele Menschen leiden un-
ter den Einschränkungen. 
Und selbstverständlich ist 
die Pandemie auch eine 
Herausforderung für die 
Politik im Kreis Soest. 

Umsetzung von Maßnah-
men zur Pandemiebekämp-
fung – zwischen Lob und 
Kritik 
 
Inzwischen wissen wir mehr 
über das Virus und Möglich-
keiten zur Pandemiebe-
kämpfung. Neben Kontakt-
vermeidung, Hygienerege-
lungen und weiteren 
Schutzmaßnahmen liegt 
aktuell die Hoffnung auf 
Testen und Impfen. Der 
Kreis Soest hat in kürzester 
Zeit das Impfzentrum im 
Dezember des vergangenen 
Jahres aufgebaut. Mittler-
weile stehen mehr Impfdo-
sen zur Verfügung, so dass 
die Kapazitäten im Zentrum 
voll ausgelastet werden 
können.  
Von Besucher*innen gibt  

es viel Lob für das dort tätige 
Team. Auch wir Politi-
ker*innen können diese gute 
Einschätzung durch Rückmel-
dung aus der Bevölkerung 
bestätigen. Die SPD Kreis-
tagsfraktion freut sich dar-
über hinaus, dass inzwischen 
ihre Anregung zur Impfung 
der Menschen bei Feuerwehr 
und Hilfsorganisationen mit 
Restimpfstoffen umgesetzt 
wird. 

Weiterhin sind im gesamten 
Kreisgebiet ausreichend Test-
stellen aufgebaut worden. 
Deshalb kann – trotz derzeiti-
ger Notbremse – noch die 
Öffnung von Einzelhandel 
oder körpernahen Dienstleis-
tungen mit Termin und ei-
nem notwendigen negativen 
Test aufrechterhalten wer-
den.  

Bei weiteren Aufgaben wie 
der Kontaktnachverfolgung 
oder Quarantänemaßnah-
men gibt es häufiger kritische 
Anfragen oder auch Be-
schwerden, die uns in der 
politischen Arbeit erreichen. 
Hier empfinden die Men-
schen manche Vorgehens-
weisen und Entscheidungen 
der Verwaltung nicht nach-
vollziehbar bzw. als nicht 
ausreichend transparent. 
Politik hat hier immer wieder 
die Aufgabe der kritischen 
(im Sinne von aufmerksamer) 
Begleitung und Vermittlung.  

Gesellschaftlichen Zusam-
menhalt organisieren und 
Perspektiven entwickeln 

Auch wenn derzeit der Ein-
druck entsteht, dass Politik 
und Verwaltung aufgrund 
der Pandemie ausschließlich 
„auf Sicht fahren“ – Politik 
muss alle Bereiche des ge-
sellschaftlichen Lebens wei-
ter im Blick behalten!  
Deshalb müssen politisch 
folgende Aspekte zukünftig 
in den Focus rücken:  

- fachübergreifende Konzep-
te erstellen, 

-gesellschaftlichen Zusam-
menhalt organisieren 

- Zukunft gestalten  

Wasserstoffnetz 
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Abschließend weisen Stotz 

und Klespe darauf hin, dass 

auch Nordrhein-Westfalen 

und damit auch der Kreis 

Soest die Folgen von mehre-

ren trockenen und heißen 

Sommern bereits zu spüren 

bekommen hat, was sich 

nicht zuletzt in negativer Art 

und Weise auf die Wasser-

vorräte auswirke. Experten 

aus der Energie- und Wasser-

wirtschaft warnen seit gerau-

mer Zeit, dass die Anzahl der 

Dürremonate in Deutschland 

in Folge des Klimawandels 

steigen wird und damit die 

Wasserwirtschaft künftig vor 

immensen Herausforderun-

gen stehen wird. „Daraus 

lässt sich klar die Notwendig-

keit ableiten, dass dem prä-

ventiven Gewässerschutz 

weiterhin höchste Priorität 

eingeräumt werden muss, 

um die Wasserversorgung 

der Zukunft zu sichern. Des-

halb halten wird es für un-

verantwortlich, den gesetz-

lich geregelten Schutz jetzt 

zu schleifen,“ so Stotz und 

Klespe abschließend.  

Gemäß einer aktuellen Stu-
die „Häusliche Gewalt“, die 
vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend in Auftrag gege-
ben wurde, ist in Deutsch-
land jede dritte Frau mindes-
tens einmal in ihrem Leben 
von physischer und/oder 
sexualisierter Gewalt be-
troffen. 
Auch der Kreis Soest bildet 
hier keine Ausnahme. „Um 
Gewalt gegen Frauen konse-
quent entgegenzuwirken, gilt 
es, die bestehenden Hilfean-
gebote unterschiedlichster 
Institutionen, die es im Kreis 
Soest für betroffene Frauen 
bereits gibt, sinnvoll zu ver-
netzen.“ erläutert die heimi-
sche Landtagsabgeordnete 
der SPD Marlies Stotz. 
„Es ist aus unserer Sicht drin-
gend erforderlich, eine über 
den Kreis Soest initiierte Ver-
netzung zu ermöglichen, um 
die behörden- und institutio-
nenübergreifenden Maßnah-
men zur Beseitigung der Ge-
walt gegen Frauen im Kreis 
Soest optimal aufeinander 

abzustimmen und die Zu-
sammenarbeit aller betei-
ligten Stellen zu stärken.“ 
so Marlies Stotz weiter. 
In der vom Europarat aus-
gefertigten Istanbul Kon-
vention ist in Artikel 8 und 9 
vorgeschrieben, dass die 
Frauenhäuser und Fachbe-
ratungsstellen notwendige 
Förderung und finanzielle 
Absicherung erhalten, um 
Frauen vor allen Formen 
von Gewalt zu schützen. 
Gewalt gegen Frauen und 
häusliche Gewalt zu verhü-
ten, zu verfolgen und zu 
beseitigen. 
„Dabei begrüßen wir die 
Eröffnung der Frauenbera-
tungsstelle für den Kreis 
Soest in Trägerschaft der 
Evangelischen Frauenhilfe 
in Westfalen e.V.“ fügt die 
Kreistagsabgeordnete 
Susanne Helfrich aus  
Lippstadt, Vorsitzende des 
Kreis-Sozialausschusses, 
hinzu. 
„Damit wurde eine längst 
überfällige Lücke im Hilfe- 
und Unterstützungsangebot  

für Frauen im Kreis Soest 
geschlossen.“ betont Helf-
rich. Insbesondere von Ge-
walt betroffene Frauen fin-
den hier eine Anlaufstelle, 
die in Krisensituationen 
Wege aufzeigen und Hilfe- 
und Schutzmöglichkeiten 
für die Frauen anbieten 
kann. 
Dennoch sieht die SPD im 
Kreis Soest weiteren Hand-
lungsbedarf, die bereits 
vorhandenen Strukturen 
und Akteure noch besser 
miteinander zu vernetzen. 
Der Chef der SPD-
Kreistagsfraktion, Christian 
Klespe (Möhnesee),  unter-
streicht die Wichtigkeit des 
Anliegens und sagt zu, dass 
das Thema „Gewalt gegen 
Frauen“ im kommenden 
Jahr verstärkt auf die Tages-
ordnung der Politik im Kreis 
Soest gebracht werde. 

Keine Gewalt gegen Frauen 
Vernetzung zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen 
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KOMMENTAR. von Karsten Gerlach 

PERSONEN. 

weniger bürokratischen 
Hürden realisierbar. Wir 
unterstützen Regierungs-
präsident Vogel und die 
Bezirksregierung bei ihren 
Plänen.“ Die SPD-Fraktion 
sei froh, dass die Bezirksre-
gierung das Heft in die 
Hand nehme. Es brauche 
Signalprojekte, die andere 
Regionen dazu veranlassen 
sich ebenfalls mit dem Po-
tenzial der Photovoltaik-
Anlagen auseinander zu 
setzen. „Die Energiewende 
ist nur möglich, wenn wir 
gemeinsam an einem 
Strang ziehen.“ 
In Zusammenarbeit mit der 
Energieagentur NRW wer-
den die Kommunen in 
nächster Zeit von der Kam-
pagne informiert, jeweils 
angepasst an die Vorausset-
zungen einer jeden Kom-
mune. So soll in Zukunft die 
Handlungsfähigkeit der Re-
gion, unabhängig von fossi-
ler Energiegewinnung, gesi-
chert werden.  

  Der SPD Kreistagsabgeordnete 
und Vizelandrat Dr. Günter 
Fiedler aus Geseke ist zum 
Vorsitzenden der SPD-Fraktion 
der NWL Verbandsversamm-
lung gewählt worden. Der 
Zweckverband Nahverkehr 
Westfalen-Lippe (NWL) organi-
siert den Bahnverkehr für 5,6 
Millionen Einwohner. Insge-
samt verkehren in Westfalen 
auf dem 1700 km langen 
Schienennetz 58 Zuglinien. 
Aktuell engagiert sich Dr. Fied-
ler mit der SPD im NWL in Ab-
stimmung mit dem NRW-
Verkehrsministerium beson-
ders für Fördermittel für den 
barrierefreien Ausbau der 
Bahnhöfe, Bahnsteige und 
Bushaltestellen im Kreis Soest. 
Des Weiteren prüft der NWL 
die Reaktivierung von Bahn-
strecken im Kreis Soest auf 
Umweltverträglichkeit und 
Wirtschaftlichkeit. 

Südwestfalen soll zukünftig 
klimafreundlicher Energie 
erzeugen. Dies hat Regie-
rungspräsident Vogel auf der 
vergangenen Sitzung des 
Regionalrates Arnsberg ange-
kündigt. Konkret ist geplant, 
die Dachphotovoltaik auszu-
bauen und geeignete Flächen 
mit entsprechenden Anlagen 
zu versorgen. Denn Süd-
westfalen nutzt aktuell nur 
ca. fünf Prozent dieses Po-
tentials aus. Die SPD-Fraktion 
im Regionalrat begrüßt diese 
Pläne ausdrücklich und hofft, 
dass sich möglichst viele 
Kommunen diesen Plänen 
anschließen werden. „Wenn 
es um erneuerbare Energien 
geht, sollte Südwestfalen 
eine Vorreiter-Rolle einneh-
men“, so Hans-Walter 
Schneider, Fraktionsvorsit-
zender der SPD-Fraktion im 
Regionalrat Arnsberg. 
„Photovoltaik-Anlagen sind 
im Vergleich zu beispielswei-
se Windkraftanlagen mit ge-
ringerem Aufwand und 

Bernd Müller 

Mit Bernd Müller entsendet 
die Kreis-SPD ein erfahrenes 
und kompetentes Mitglied 
nach Arnsberg. Der seit die-
sem Jahr pensionierte Müller 
studierte nach seiner abge-
schlossenen Ausbildung zum 
Groß- und Außenhandels-
kaufmann, Volkswirtschaft in 
Paderborn. Als Diplom-
Volkswirt war er sieben Jah-
re in der Forschung, für die 
Deutsche Forschungsge-
meinschaft in Paderborn, 
tätig. Im Anschluss daran 
folgten 28 Jahre in der Be-
zirksregierung in Arns-
berg.  Bernd Müller wohnt in 
Geseke, ist verheiratet und 
hat zwei Söhne. 
Als Abteilungsdirektor für 
Umwelt- und Arbeitsschutz 
war er zuständig für die Be-
reiche Naturschutz, Immissi-
onsschutz, Abfallwirtschaft 
und Wasserwirtschaft sowie 
für den betrieblichen und 
technischen Arbeitsschutz. 
Zuvor war er Leiter der Kom-
munalaufsicht, Leiter des 
Personalwesens und Leiter 
der Krankenhausförderung. 
Regionalplanung, Organisati-
on- und Informationstechnik 
waren weitere seiner Tätig-
keitsbereiche. Zwischenzeit-
lich arbeitete Müller zwei 
Jahre im Innenministerium 
von NRW.  Bernd Müller 
kennt, durch seine berufliche 
Tätigkeit in der Bezirksregie-
rung, die Abläufe und weiß 
fachlich genau worauf es 
ankommt. Bernd Müller ist 
seit 18.02.2021 stellv. Vorsit-
zender des Regionalrates. 

Wittgenstein und den Kreis 

Soest. Die Aufstellung des 

Regional-

plans, erar-

beitet von 

der Bezirksre-

gierung, ist 

eine der 

Hauptaufgaben des Regio-

nalrates. Daneben gibt der 

Regionalrat sein Votum ab  

Da der Regierungsbezirk 

Arnsberg, außerhalb des 

Verbandsgebietes des Regi-

onalverbandes Ruhr liegt, 

ist der Regionalrat Arnsberg 

der regionale Planungsträ-

ger für diesen Bereich.  

Seine Zuständigkeit umfasst 

den Hochsauerlandkreis, 

den Märkischen Kreis, die 

Kreise Olpe und Siegen- 

über wichtige finanzielle 

Fördermaßnahmen und 

damit über konkrete Pro-

jekte in den jeweiligen Krei-

sen und Kommunen sowie 

über wesentliche verkehrli-

che Maßnahmen.  

Dem Regionalrat gehören 

jeweils 15 stimmberechtig-

te und 15 beratende Mit-

glieder an. 

Regionalrat Arnsberg—Was macht der überhaupt? 

NWL. 


